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Fassung vom 27. September 2002



VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG

 zu Förderungsmaßnahmen im Rahmen des Kapitels „Sonstige Maßnahmen“ des Österreichischen Programms für die Entwicklung des ländlichen Raumes

Förderungssparte Dorferneuerung

Zum Förderungsansuchen vom 4. Februar 2007
für das Vorhaben Parkflächen in der Brüdergasse in Spielberg
Maßgeblich für diese Förderung sind die „NÖ Dorferneuerungsrichtlinien“, die „Allgemeinen Förderungsrichtlinien des Landes Niederösterreich“ sowie die „Sonderrichtlinien zu Förderungsmaßnahmen im Rahmen des Kapitels ‚Sonstige Maßnahmen‘ des Österreichischen Programms für die Entwicklung des ländlichen Raumes“.


1 Förderungswerber: (Name, Anschrift, Tel.Nr.; bei Personenvereinigungen und bei juristischen Personen Angabe des nach außen Vertretungsbefugten und Verantwortlichen)

Stadtgemeinde Melk; Bürgermeister Thomas Widrich
Rathausplatz 11, A-3390 Melk, Tel.: 02752 52307
2 Als Empfänger von Förderungsmitteln der Europäischen Union und des Landes Niederösterreich, habe ich die maßgeblichen Richtlinien zur Kenntnis genommen und verpflichte mich:

2.1 diese Richtlinien einzuhalten und die Förderungsmittel so wirtschaftlich, sparsam und zweckmäßig wie möglich und nur zu dem Zweck zu verwenden, für den sie gewährt wurden, sowie in jenen Fällen, in denen der förderbare Aufwand nicht durch eine prozentuelle Obergrenze festgelegt ist, einer anteiligen Kürzung der Förderung zuzustimmen sowie

a) dem Ansuchen alle Unterlagen beizulegen, die eine Beurteilung der Förderwürdigkeit bzw. eine Berechnung der auszuzahlenden Fördersumme ermöglichen (z.B. Beschlüsse der Gemeinde - bzw. der Vereinsorgane, Bestätigung der ÖNORM- gerechten Auftragsvergabe, mehrere Kostenvoranschläge, Pläne, Baubescheide, Gestaltungs- und Beratungsskizzen, Konzepte, Vereinbarungen, Fotos, usw.). Der Förderungsgegenstand muss eindeutig definiert und erforderlichenfalls klar abgegrenzt sein (z.B. Gebäude mit verschiedenen Nutzungen).

b) um ungewollte Doppelförderungen auszuschließen, alle Stellen (Bund, Länder, Verbände, sonstige) bekannt zu geben, bei denen ebenfalls um Förderung angesucht wurde oder wird. Widrigenfalls droht der Verlust der Dorferneuerungsförderung!

c) die geplante Finanzierung der Kosten übersichtlich darzustellen (Gemeindebeitrag, Vereinsbeitrag, Dorferneuerungsförderung, sonstige Förderungen, allfällige Einnahmen oder Spenden). 

d) im Falle dass Förderungswerber, Nutzungsberechtigte bzw. Begünstigte und Eigentümer nicht dieselbe (juristische) Person sind, eine entsprechende Nutzungsvereinbarung zu treffen und vorzulegen. 

e) bei der Einholung von Anboten, welche für die Umsetzung von Dorferneuerungsprojekten erforderlich sind, die ÖNORM A 2050 einzuhalten.

2.2 mit der Durchführung des Vorhabens gemäß dem vereinbarten Zeitplan, ansonsten unverzüglich nach Annahme der Zusicherung der Förderung zu beginnen, das Vorhaben zügig durchzuführen und es innerhalb der im Förderantrag festgelegten, ansonsten innerhalb einer angemessenen Frist abzuschließen. Wird das Vorhaben nicht fristgerecht abgerechnet, verfällt die genehmigte Förderung.

2.3 alle Ereignisse, welche die Ausführung der geförderten Leistungen oder die Einhaltung der geforderten Förderungsvoraussetzungen verzögern oder unmöglich machen, oder eine Abänderung erfordern, der Förderungsabwicklungsstelle unverzüglich anzuzeigen;

2.4 den Organen des Landes Niederösterreich, des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, anderen mit der Abwicklung betrauten Stellen, dem Rechnungshof, den Organen der EU oder der Bewilligenden Stelle die Überprüfung der widmungsgemäßen Verwendung der Förderungsmittel durch Besichtigung an Ort und Stelle und durch Einsicht in die bezughabenden Aufzeichnungen oder Unterlagen zu gestatten und alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen;

2.5 der Förderungsabwicklungsstelle innerhalb der von ihr festgesetzten Frist über die Verwendung der empfangenen Förderungsmittel zu berichten und diese durch Belege nachzuweisen;

a) Vor Auszahlung des Förderbetrages sind die gesamten Projektkosten nachzuweisen (Auflistung aller Rechnungen). Ab drei Rechnungen ist die Vorlage einer Rechnungs-aufstellung unbedingt erforderlich. Es sind saldierte Originalrechnungen samt Zahlungsnachweis ( Telebanking-Nachweise oder Kontoauszüge) vorzulegen. Bei  vorsteuerabzugsberechtigen Projekten, ist nur der Nettobetrag förderbar. Die Originalbelege werden mit einem Fördervermerk versehen und nach Abrechnung wieder retourniert.

b) Bei EU-kofinanzierten Projekten können nur solche Rechnungen berücksichtig werden, die nach dem Einlangen des Förderansuchens bei der Landesgeschäftsstelle für Dorferneuerung (Datum des Eingangsstempels) ausgestellt wurden.

c) Skonti sind unbedingt geltend zu machen! Rechnungen, bei denen es verabsäumt wurde, einen möglichen Skonto geltend zu machen, werden bei der Abrechnung so bewertet, als wäre der Skonto geltend gemacht worden. 

d) Eigenleistungen der Gemeinden (Bauhofleistungen) können im Ausmaß von bis zu 25 % der förderbaren Gesamtkosten angerechnet werden.

e) Falls bei der Antragstellung unbare Eigenleistungen der Vereine bzw. der Ortsbevölkerung angegeben wurden, sind diese vor Auszahlung der Förderung in geeigneter Form nachzuweisen (z.B. Auflistung der geleisteten Arbeitsstunden). 

f) Allfällige Teilauszahlungen erfolgen anteilig (Förderbeträge bis zu € 5000,-- werden nicht in Teilbeträgen ausbezahlt). 

g) Im Falle einer erheblichen Kostenabweichung ist vom Förderungswerber eine plausible Erklärung vorzulegen. Sind die bei der Abrechnung nachgewiesenen Kosten geringer als bei der Antragstellung angegeben, ist mit einer anteiligen Kürzung des Förderungsbetrages zu rechnen.

2.6 alle die Förderung betreffenden Aufzeichnungen oder Unterlagen bis mindestens 31. Dezember 2013 sicher und überprüfbar aufzubewahren;

2.7 die bezughabenden Aufzeichnungen oder Unterlagen jederzeit und kostenlos zur Verfügung zu stellen;

2.8 keine Ansprüche aus diesen Sonderrichtlinien zu zedieren (Zessionsverbot);

2.9 die erhaltenen Förderungen auf Verlangen des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft oder der Förderungsabwicklungsstelle ganz oder teilweise an das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft rückzuerstatten, wenn:

a) die Organe des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, andere mit der Abwicklung betraute Stellen, der Rechnungshof, die Organe der EU oder die Bewilligende Stelle durch den Förderungswerber über wesentliche Umstände, die für die Gewährung der Förderung maßgeblich waren, unrichtig oder unvollständig unterrichtet wurden;

b) das Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann oder durchgeführt worden ist;

c) die unverzügliche Meldung von Ereignissen, welche die Ausführung der geförderten Leistung oder die Einhaltung der geforderten Förderungsvoraussetzungen verzögern oder unmöglich machen, oder deren Abänderung erfordern würde, unterlassen worden ist;

d) die Förderung ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden ist;

e) vorgesehene Verpflichtungen nicht eingehalten wurden;

f) in diesen Richtlinien oder in der Verpflichtungserklärung enthaltene Bedingungen nicht erfüllt worden sind;

g) vorgesehene Berichte und allfällige darüber hinausgehende Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht erbracht worden sind, sofern eine schriftliche, der Eigenart der geförderten Leistung entsprechende, befristete und den ausdrücklichen Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende Mahnung ohne Erfolg geblieben ist;

h) den Organen des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, anderen mit der Abwicklung betrauten Stellen, dem Rechnungshof, den Organen der EU oder der Bewilligenden Stelle die Einsicht in die bezughabenden Aufzeichnungen oder Unterlagen oder der Zutritt zu allen Betriebs- und Lagerräumen sowie Betriebsflächen nicht gewährt wurde oder erforderliche Auskünfte nicht erteilt wurden;

i) die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung innerhalb des für die Aufbewahrung der Aufzeichnungen oder Unterlagen vorgesehenen Zeitraumes (bis 31. Dezember 2013) nicht mehr überprüfbar ist;

j) über das Vermögen des Förderungswerbers vor ordnungsgemäßem Abschluß des Vorhabens, im Fall der Förderung der Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse jedoch innerhalb einer Frist von max. sieben Jahren nach Abschluß des Vorhabens und Vorlage der Projektabrechnung, ein Konkursverfahren eröffnet oder die Eröffnung eines Konkurses mangels kostendeckenden Vermögens abgelehnt wird und dadurch insbesondere der Förderungszweck nicht erreichbar oder gesichert erscheint;

k) das Zessionsverbot nicht eingehalten worden ist;

l) die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes nicht beachtet wurden (§ 2b Gleichbehandlungsgesetz, BGBl.Nr. 290/1985);

m) die Zustimmungserklärung gemäß Datenschutzgesetz (Punkt 3) widerrufen wurde

n) im Fall von gemeinschaftlich zwischen Bund und Ländern finanzierten Maßnahmen der Landeszuschuß nicht nachweislich an den Förderungswerber ausbezahlt wurde (Vorlage eines geeigneten Nachweises durch die Förderungsabwicklungsstelle an das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft spätestens mit dem Verwendungsnachweis);

o) die geeignete den Festlegungen des BMLFUW entsprechende Kennzeichnung der Förderung nicht erfolgt ist

In den Fällen a), c), d), f), g), k), l) und m) ist der rückzuerstattende Betrag jedenfalls mit 3 % p.a. über dem jeweils geltenden Basiszinssatz vom Tag der Auszahlung an zu verzinsen. Trifft in den Fällen , b), e), h), i), j) und n) den Förderungswerber ein Verschulden, so hat ebenfalls eine Verzinsung in dieser Höhe zu erfolgen.

Sofern aber den Förderungswerber in diesen Fällen kein Verschulden trifft ist der rückzuerstattende Betrag nur mit 4 % p.a. zu verzinsen. 

Ich nehme zur Kenntnis, dass:

· weitergehende rechtliche Ansprüche hievon unberührt bleiben;

· ich bei Verstößen gegen Bestimmungen dieser Sonderrichtlinien befristet oder unbefristet von dieser und anderen Förderungsmaßnahmen der EU, des Landes Niederösterreich sowie des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft ausgeschlossen werden kann;

· unter den Voraussetzungen der Punkt 2.1 bis 2.9 dieser Verpflichtungserklärung auch das Erlöschen zugesicherter, aber noch nicht ausbezahlter Förderungen vorgesehen ist.

3 Zustimmungserklärung und Widerrufsrecht gemäß Datenschutzgesetz:


Ich stimme im Sinne des § 8 DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999 idgF., ausdrücklich zu, daß alle im Ansuchen enthaltenen und bei der Abwicklung und Kontrolle der Förderung anfallenden, mich betreffenden personenbezogenen Daten den Landwirtschaftskammern, dem Landeshauptmann, dem Bundesminister für Finanzen, dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und dem Rechnungshof zum Zwecke der Prüfung und Kontrolle sowie weiters an Organe der Europäischen Union zum Zwecke der Erfüllung der sich aus  den Verpflichtungen Österreichs diesen gegenüber ergebenden Verpflichtungen übermittelt werden können.

Ich bin berechtigt, diese Zustimmungserklärung jederzeit schriftlich durch Mitteilung an das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, Stubenring 1, 1012 Wien, oder die Bewilligende Stelle zu widerrufen. Dieser ordnungsgemäße Widerruf hat rückwirkend das Erlöschen des Förderungsanspruches zur Folge. Alle Datenübermittlungen, ausgenommen bestehende gesetzliche Übermittlungs​pflichten, werden unverzüglich ab Einlangen des Widerrufes beim Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft oder bei der Bewilligenden Stelle  eingestellt.

4 Für Streitigkeiten aus dem Förderungsverhältnis sind die Gerichte der Landeshauptstadt im Land des Sitzes der Bewilligenden Stelle zuständig.

5 Publizitätspflicht: Bei geförderten Dorferneuerungsprojekten ist in geeigneter Weise auf die Förderung durch das Land NÖ bzw. auf die Förderung der Europäischen Union hinzuweisen (z.B. Anbringung von Tafeln an Gebäuden und Objekten, Abdruck des Dorferneuerungs-Logos bzw. des EU-Logos und entsprechende textliche Hinweise bei Druckwerken, entsprechende Erwähnung in Presseberichten).

6 Förderungsempfänger ist zur nachhaltigen Nutzung des geförderten Projektes verpflichtet. Bei Dorferneuerungsprojekten, bei denen eine längerfristige Nutzung anzunehmen ist, ist sicherzustellen, dass der Förderungsgegenstand wenigstens auf die Dauer von 5 Jahren („Behaltefrist“) widmungsgemäß im Sinne des Förderungsantrages zur Verfügung steht. Die Nichteinhaltung dieser Verpflichtung kann die Rückzahlung der Förderung zur Folge haben.

7 Bei Baulichkeiten und vergleichbaren Objekten ist ein entsprechender Versicherungsschutz gegen Elementarereignisse nachzuweisen.

8 NATURA 2000: 
Wenn Grund zur Annahme besteht, dass ein Projekt in einem Europaschutzgebiet (NATURA 2000) liegt und eventuell nachteilige Auswirkungen auf dieses haben könnte, sollen vom Projektträger die über die Homepage des Landes Niederösterreich abrufbaren Formulare (www.noe.gv.at/Service/RU/RU5/Natura2000/Stellungnahme.htm) ausgefüllt und dem Projektantrag beigelegt werden.

Liegt o.a. Projekt im Europaschutzgebiet (NATURA 2000)?      ( ja      ( nein

..............................           .....................................................

              (Ort; Datum)                                                            (Unterschrift des Förderungswerbers)







